
nicht Vorgelegen hat, dann wird es die Vergleichspartner 
entsprechend belehren; wird danach der Antrag auf 
Fortsetzung des Urteilsverfahrens aufrechterhalten, 
dann ist dieser Antrag zurückzuweisen. Erachtet das 
Gericht hingegen die Anfechtung des Vergleichs für be­
gründet, dann wird das Urteilsverfahren unmittelbar 
fortgesetzt.

Dem Vertragscharakter des Prozeßvergleichs wider­
spricht es, wenn das Gericht das Einverständnis der 
Parteien unter Anwendung psychischen Zwanges zu­
standebringen will. Das geschieht z. B., wenn das Ge­
richt bei der Herbeiführung der Vergleichsbereitschaft, 
anstatt sich auf die Darlegung der Ungewißheit des 
Ausganges des Urteilsverfahrens zu beschränken, einer 
Partei bestimmte, bei einem künftigen Urteil sie tref­
fende Nachteile ankündigt, deren Eintritt bei der jetzi­
gen Prozeßlage noch gar nicht feststeht. So darf das 
Gericht den Verklagten zur Annahme des Vergleichs­
vorschlages nicht mit dem Hinweis darauf bewegen, 
daß er ohnehin in dieser Höhe verurteilt werden 
würde, wenn dies in Wirklichkeit noch 'zweifelhaft ist. 
Auch hierbei muß das Gericht stets auf dem Boden der 
bisher ermittelten Tatsachen bleiben und darf den Par­
teien nur die Möglichkeit eines für sie ungünstigen 
Prozeßausganges zu bedenken geben. Andernfalls 
würde das Gericht Druckmittel anwenden, welche die 
Freiwilligkeit des Vergleichsabschlusses in Frage stel­
len. Solche Methoden erwecken bei den Verfahrens­
beteiligten kein Vertrauen, sie entwerten vielmehr den 
Vergleich in den Augen der Vertragspartner und ge­
fährden seine künftige reibungslose Erfüllung.

Ein ähnliches Problem taucht bei dem Abschluß des 
Unterhalts Vergleichs „für den Fall der Scheidung“ auf. 
Hierbei wird der Vergleich über einen im Eheverfahren 
erhobenen Nebenanspruch unter der Bedingung abge­
schlossen, daß das Gericht mit seinem künftigen Urteil 
dem Scheidungsbegehren stattgibt. In einem solchen 
Falle glaubt der Mann häufig, durch seine Bereitschaft 
zur Zahlung eines hohen Unterhalts die Auflösung der 
Ehe beschleunigen zu können, indem er auf diese Weise 
die Ehefrau zur Aufgabe ihres Widerstandes gegenüber 
seinem Scheidungsverlangen veranlaßt. Unter keinen 
Umständen darf sich das Gericht dazu hergeben, den 
Mann unter Hinweis auf diese mögliche Auswirkung 
des Vergleichs auf die Prozeßführung der Frau zur 
Übernahme einer Unterhaltsverpflichtung zu bewegen. 
Das Gericht würde hier bei einem Vorgang mitwirken, 
den man nicht anders bezeichnen kann als „Abkaufen“ 
der Scheidungsbereitschaft. Solche Vereinbarungen be­
günstigen eine verantwortungslose Einstellung zu Ehe 
und Familie und führen zu Schwierigkeiten in der Er­
forschung der Wahrheit bei der Vorbereitung des Ur­
teils über den weiteren Bestand der Ehe, zu Scheidungs­
urteilen, denen nur eine „formelle“ Wahrheit zugrunde­
liegt und bei denen im Grunde genommen die Parteien 
selbst über den Bestand der Ehe verfügt haben. Bei 
einem solchen, den gesetzlichen Bestimmungen zu­
widerlaufenden Zusammenhang zwischen dem Abschluß 
des Unterhaltsvergleichs und der Art der Durchführung 
des Ehescheidungsverfahrens mit dem Ergebnis der 
„Vergleichsscheidung“ ist ein wirksamer gerichtlicher 
Schutz von Ehe und Familie nicht gewährleistet. Ein 
unter diesen Umständen abgeschlossener Unterhalts­
vergleich ist deshalb wegen Verstoßes gegen Art. 30 
der Verfassung und §§ 134, 138 BGB nichtig2). Daraus 
ergibt sich auch, daß das Gericht bei seiner Mitwirkung 
am Zustandekommen des Prozeßvergleichs dessen 
rechtliche Wirksamkeit zu prüfen hat. Es muß seine 
Mitwirkung bei allen Vergleichen versagen, die rechts­
unwirksam sein würden.

Nun kann es Vorkommen, daß der Ehemann bei Ab­
schluß des für den Fall der Scheidung vereinbarten 
Unterhaltsvergleichs von der im Einzelfall unzutreffen­
den Annahme ausgeht, durch seine Vergleichsbereit­
schaft beschleunigend auf den Gang des Ehescheidungs­
verfahrens einwirken zu können. Das BG Schwerin hat 
in seinem Urteil vom 3. Dezember 19533) über einen 
Fall entschieden, in dem sich ein Ehemann durch Ver­
gleich verpflichtet hatte, seiner nicht mehr voll arbeits-

«) OG, Urt. vom 24. Oktober 1952 (NJ 1953 S. 51 fl.).
3) NJ 1954 S. 311.

fähigen Ehefrau für den Fall der Scheidung Unterhalt 
zu gewähren. Das BG hat hierbei zutreffend hervor­
gehoben, daß ein solcher Vergleich nicht gegen die 
Grundsätze unserer Gesellschaftsordnung verstößt, 
selbst wenn der Ehemann bei Abschluß des Vergleichs 
von der irrigen Voraussetzung ausgegangen ist, damit 
die Ehescheidung beschleunigen zu können. Ein solches 
Motiv auf seiten eines Partners führt noch nicht zur 
Nichtigkeit des Vergleichs. Zu beachten ist jedoch die 
nachteilige Auswirkung einer derartigen Einstellung 
des Ehemannes auf die spätere Erfüllung des Ver­
gleichs. Häufig betont dann der Vergleichsschuldner, 
nachdem die Ehe geschieden und er mit einem auf 
§ 323 ZPO gestützten Klagantrag ein Verfahren auf 
Abänderung des Vergleichs eingeleitet hat, daß es ihm 
zunächst nur darauf angekommen sei, die Ehescheidung 
zu erleichtern, und daß die Höhe des im Vergleich ver­
einbarten Unterhalts lediglich aus der Zwangslage zu 
erklären sei, in der er sich im Zeitpunkt des Vergleichs­
abschlusses befunden habe. Zuweilen wird hier davon 
gesprochen, daß es sich in diesem Falle um keinen ge­
wöhnlichen Prozeßvergleich, sondern um eine Verpflich­
tungserklärung handele, die nur unter dem Druck der 
Verhältnisse des Ehescheidungsverfahrens abgegeben 
worden sei.

Solche Auffassungen zu einem vor Gericht abge­
schlossenen Vergleich sind bedenkliche Erscheinungen. 
Sie zeigen sich z. B. darin, daß sich in den letzten Jah­
ren die Fälle gehäuft haben, in denen binnen kürzester 
Frist nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe die Ab­
änderung von Unterhaltsvergleichen begehrt wird, die 
während des Eheverfahrens abgeschlossen worden sind. 
Dabei stellt sich dann meist heraus, daß von einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse, die für die 
Abgabe der Verpflichtungserklärung im Vergleich maß­
gebend gewesen sind, keine Rede sein kann.

Diesen verfehlten Auffassungen muß das Gericht 
entschieden entgegenwirken. Das kann es bereits im 
Stadium der Vergleichsverhandlungen tun. Steht hier­
bei überhaupt noch nicht fest, ob die Ehe geschieden 
werden muß, dann sollte das Gericht schon aus Grün­
den der Prozeßökonomie die Verhandlung erst einmal 
auf die Klärung dieser Frage konzentrieren und erst 
danach eine vergleichsweise Beilegung dgs Neben­
streites ins Auge fassen. Steht jedoch fest, daß die Ehe 
geschieden werden wird, und ist die Verkündung des 
Ehescheidungsurteils noch im gleichen Termin möglich, 
dann sollte das Gericht den Vergleich regelmäßig erst 
nach der Urteilsverkündung zu Protokoll nehmen. 
Haben beide Parteien sofort Rechtsmittelverzicht er­
klärt, dann kann der Vergleich ohne Bedingung abge­
schlossen werden; der Vergleichsschuldner kann sich 
hier nicht mehr darauf berufen, daß er sich bei Ab­
gabe seiner Erklärung in einer Zwangslage befunden 
habe. Kann der Vergleich aber nur „für den Fall der 
Scheidung“ zustande kommen, dann empfiehlt es sich, 
den Unterhaltsschuldner nachdrücklichst darauf auf­
merksam zu machen, daß ein Vergleich wie ein Urteil 
erfüllt werden muß und daß auch aus einem Vergleich 
die Zwangsvollstreckung betrieben werden kann. In 
geeigneten Fällen kann eine ausdrückliche Erklärung des 
Schuldners, daß die Unterhaltsverpflichtung nicht zum 
Zwecke der Beschleunigung des Ehescheidungsverfah­
rens übernommen werde, in die Vergleichsurkunde auf­
genommen werden. Auch in diesem Fall ist von vorn­
herein klargestellt, daß die für den Fall der Auflösung 
der Ehe übernommenen Unterhaltsverpflichtungen ge­
wissenhaft erfüllt werden müssen.

Kommt im Verlauf der Diskussion über den Ver­
gleichsvorschlag des Gerichts eine Einigung zwischen den 
Parteien zustande, so hat das Gericht darauf zu achten, 
daß das Ergebnis der Vergleichsverhandlungen in dem 
Protokoll vollständig und richtig festgehalten wird. Ge­
nauso, wie sich aus der Urteilsformel keine Zweifel 
über die Entschließungen ergeben dürfen, die das Ge­
richt getroffen hat, so dürfen sich auch aus dem Text 
des Vergleichs keine Zweifel darüber ergeben, welche 
Verpflichtungen die Parteien übernommen haben. Die 
im Vergleich vorgenommene Regelung muß mindestens 
den Antrag erschöpfen, den der Kläger im Urteilsver­
fahren gestellt hat. Ist z. B. die Verurteilung des Ver­
klagten zur Zahlung von 1000 DM verlangt worden und 
übernimmt der Verklagte im Vergleich die Vei'pflich-
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